
INITIATIVE: WER DIESE BIO-MITTEL EINSETZT, ERHÄLT KEINE DIREKTZAHLUNGEN
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Wirkstoff Produkt

Franziska Herren, Mitinitiantin der «Trinkwasser-Initiative», nannte am 23. Oktober 2017 in einer E-Mail an den «Schweizer Bauer»
eine Liste von Wirkstoffen, die im Schweizer Bio-Landbau eingesetzt werden und die nach vorläufigem Stand der Abklärungen unter
den Pestizidbegriff der Volksinitiative fallen. Landwirtschaftsbetriebe, welche diese Produkte einsetzen, würden demnach von allen
Direktzahlungen ausgeschlossen. In der Folge werden pro Wirkstoff ein oder zwei Produktbeispiele aus der FiBL-Liste genannt.

Anwendungsgebiete (Auswahl), Bemerkungen (Zitate)
Kernobst: Mehlige Apfel- und Birnblattlaus, Röhrenläufe; Kirsche: Blattläuse; Salate, Aubergine:
Blattläuse; Küchenkräuter und Zierpflanzen: Blattläuse, Spinnmilben, Weisse Fliegen. «Gewäs-
sergefährdend, Vorsicht/gefährlich» (im Sommer 2017 wurde Neem/Azadirachtin zur Bekämp-
fung des Kartoffelkäfers vom 27.6. bis zum 31. 8.2017 zugelassen – das lange heisse Wetter
hatte die Vermehrung des Käfers stark begünstigt, gleichzeitig gab es zu wenig Novodor)

Broccoli, Blumenkohl, Rosenkohl: Adernschwärze, Alternaria-Kohlschwärze, Pseudomonas.
«Gesundheitsschädigend, umweltgefährlich»

Reben: Falscher Mehltau, Echter Mehltau; Himbeere: Rutenkrankheit; Kartoffel: Kraut- und
Knollenfäule. «Gewässergefährdend, Vorsicht/gefährlich»

Mittel zur Fliegenbekämpfung auf dem Körper von Tieren. Lösung zum Aufgiessen auf den
Rücken der Tiere. «Umweltgefährlich»

Obst: Blattläuse. Gemüse: Blattläuse, Thripse, Weisse Fliege. «Reizend, umweltgefährlich»
Kernobst, Zwetschge: Sägewespen, Blattläuse; Gemüse: Blattläuse. «Wartefrist: Gemüse 3 Tage»
Obst: Austernschildläuse, Grosse Obstbaumschildlaus, Gallmilbe, Rote Spinne, Frostspanner;
Zierpflanzen gedeckt: Schildläuse, Spinnmilben, Palmenthrips. «Umweltgefährlich».

Nüsse/Obst: Austern- und Napfschildläuse, Frostspanner, Gallmilbe; Heidelbeere: Frostspanner
u. a.; Reben: Spinnmilben, Kräuselmilbe, Pockenmilbe. «Gesundheitsschädigend».

Erdbeeren/Gemüse/Raps/Sonnenblumen: Acker- und Wegschnecken. «Rückstände von Schne-
ckenkörnern auf den verkaufsfertigen Produkten müssen durch geeignete Ausbringtechniken
und Behandlungszeitpunkt vermieden werden (gilt auch für Jungpflanzen).»

Quelle: Betriebsmittelliste 2017. Hilfsstoffe für den biologischen Landbau in der Schweiz. Herausgegeben vom FiBL, Frick AG.

Staatssekretärin Marie-Gabriel-
le Ineichen-Fleisch vom Seco
und Bundesrat Johann Schnei-
der-Ammann möchten via WTO
die Schweizer Agrarpolitik auf
den Kopf stellen. Sie sind an-
scheinend sogar bereit, sich bei
der anstehenden WTO-Minis-
terkonferenz in Buenos Aires
den Grossmächten EU und Bra-
silien anzuschliessen in der Zu-
stimmung zu einer Arbeitsgrup-
pe mit dem Ziel, die Beiträge in
der sogenannten «Amber Box»
auf 5% des landwirtschaftlichen
Produktionswertes zu beschrän-
ken. Das würde in der Schweiz
heissen: Die Basisbeiträge für
Versorgungssicherheit müssten
gestrichen werden und ein Teil
der Verkäsungszulage gleich
noch dazu.

Der APK-S gehts zu weit
In den Weg stellte sich den Be-

amten und der Regierung Natio-

AUSSENHANDEL: Die nächste WTO-Ministerkonferenz steht an

Zwei weitere Kommissio-
nen des Parlaments wollen
den Spielraum von Johann
Schneider-Ammann in der
WTO einschränken.

DANIEL SALZMANN

nalrat und Landwirt Andreas
Aebi (SVP, BE). Die Aussenpoli-
tische Kommission des National-
rats (APK-N) winkte das Mandat
Anfang letzte Woche nicht durch.
Nun wurde diese Woche auch die
Aussenpolitische Kommission
des Ständerates (APK-S) konsul-
tiert in Sachen Mandat für WTO-
Ministerkonferenz. In der Medi-
enmitteilung heisst es: «Wie ihre
Schwesterkommission ist die
APK-S der Ansicht, dass dieses

Mandat präzisiert werden muss,
vor allem was das Thema Land-
wirtschaft angeht. Eine detail-
lierte Stellungnahme wird sie an
ihrer nächsten Sitzung, das
heisst am 14. November, verfas-
sen.»

Vorbehalte der WAK-N
Auch die Wirtschaftskommis-

sion des Nationalrates (WAK-N)
hat Vorbehalte. Laut der Medi-
enmitteilung vom Mittwoch
möchte eine Kommissionsmehr-
heit, dass sich die Schweiz ver-
mehrt für Nachhaltigkeit in den
Bereichen Ökologie, Arbeits-
und Menschenrechte einsetzt
und hat in einer Eventualabstim-
mung einem Antrag zugestimmt,
der eine Überarbeitung des
Mandats in diesem Sinn ver-
langt. Ein Grossteil der Kommis-
sion hege weiter die Befürch-
tung, im Bereich Landwirtschaft
erlaube das Mandat zu viele Zu-
geständnisse der Unterhändler,
dadurch könnte die Landwirt-
schaft zu stark unter Druck gera-
ten. «Deshalb lehnt sie das Man-
dat in der vorliegenden Form ab
und verlangt vom Bundesrat für
den Bereich Landwirtschaft eine
Konkretisierung», heisst es.

Die Kommission für Wirtschaft
des Nationalrates (WAK-N) hat
die Botschaft des Bundesrates
zur Aufhebung der Ausfuhrbei-
träge für landwirtschaftliche
Verarbeitungsprodukte beraten.
Der Kommission liege daran,
stabile und WTO-konforme
Rahmenbedingungen für die be-
troffenen Branchen herzustellen
und deren Wettbewerbsfähigkeit
zu erhalten, heisst es in einer
Mitteilung. Allerdings stelle sich
einem Teil der Kommission die
Frage, ob der vorgeschlagene
Weg der richtige sei. Man be-
fürchtet eine Zementierung und
sogar Förderung der Überschüs-
se statt einer Stärkung der
Marktmacht der Landwirte. Die
Mehrheit der WAK-N beantragt
Eintreten auf die Vorlage. So-
dann will die Mehrheit den Zah-
lungsrahmen für die Förderung
von Produktion und Absatz für
die Jahre 2018–2021 wie der
Ständerat auf maximal 2031
Mio. Fr. erhöhen, die Minderheit
will bei den vom Bundesrat be-
antragten 1951 Mio. Fr. bleiben
(15 zu 9 Stimmen). sal SEITE 13

NACHRICHTEN

Die italienische Regierung will
die inländischen Pastahersteller
ab 2018 zwingen, auf ihren Pro-
dukten die Herkunft des ver-
wendeten Hartweizens anzuge-
ben. Die Pastabarone um Markt-
führer Barilla kündigten an, sich
vor Gericht gegen das «diskrimi-
nierende» Gesetz zu wehren.
Das schreibt die «Luzerner Zei-
tung». Rund 70% der weltweit
konsumierten Hartweizennu-
deln stammten aus Italien. Aber
vor allem die grossen Hersteller
und Exporteure wie Barilla, Bui-
toni, De Cecco und Garofalo
verwenden laut der «Luzerner
Zeitung» zumindest teilweise
auch importierten Hartweizen,
etwa aus Kanada, den USA und
aus der Ukraine. Ein Etiketten-
schwindel, finden die im Klein-
bauernverband Coldiretti orga-
nisierten Hartweizenproduzen-
ten schon lange. Die inländische
Ernte deckt etwa zwei Drittel
des Bedarfs ab. sal
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 Soja Hamex extrudiert
✔	 hochverdauliches Protein

✔ hoher Anteil pansenstabiler Energie

✔ ausgezeichnete Fressbarkeit

✔ in der Schweiz hergestellt

➡	 für Milchkühe und Mastvieh

RP 44 %

NEL 8.2 MJ

APDE 240 g

APDN 335 g

Leibundgut AG, 3550 Langnau 034 402 15 26

REKLAME

Die EU habe letzte Woche ent-
schieden, dass die Milchbauern
Milchlieferverträge mit verbind-
lichen Angaben zu Menge und
Preis erhalten sollen, schreibt
die Milchbauernorganisation
BIG-M. «Ist nun alles in But-
ter?», so BIG-M, die gleich die
Antwort gibt: «Wohl kaum.»

«Nur Prozente A, B, C»
Denn die Schweizer Bauern

hätten mit diesen Milchliefer-
verträgen ja schon jahrelange
Erfahrungen. «In unserem
Landwirtschaftsgesetz wäre die-
se Vertragspflicht in Artikel 37
klar vorgeschrieben. Die Milch-
branche hat es aber bis heute
nicht fertiggebracht diese Ver-
tragspflicht korrekt umzuset-
zen», kritisiert BIG-M. Sie gebe
sich damit zufrieden, wenn die
Milchkäufer dem Bauern zehn
Tage vor Monatsende mitteilten,
wie viel Prozent A-Milch und
wie viel B- und C-Milch ihm im

MILCHMARKT: Täglich geben zwei Milchbauern auf

BIG-M kritisiert, dass in
den meisten Milchhan-
delsverträgen nach wie
vor die Menge in Kilo-
gramm nicht festgelegt ist.

nächsten Monat mit seiner Lie-
fermenge verrechnet wird.

«Industrie lobbyiert»
BIG-M habe im vergangenen

Frühling zusammen mit Uniter-
re mit einer Aktion vor dem Bü-
ro des Agrarministers auf diesen
Missstand hingewiesen. «Jo-
hann Schneider-Ammann hat
damals ausrichten lassen, dass er
zu dieser Problematik im Som-
mer einen Bericht verfassen wer-
de. Der Sommer ist inzwischen
vorbei, doch der Bericht ist noch
nicht da!» Laut BIG-M kann
man unschwer erahnen, wer da
hinter den Kulissen die Türklin-
ken putze. «Der Milchhandel,
die Molkereien und der Lebens-
mittelhandel profitieren davon,

dass die Bauern einfach ins
Blaue hinaus drauflosproduzie-
ren. Diese Vertreter wollen
nicht, dass die Bauern marktori-
entiert produzieren.» Den Scha-
den haben allein die Milchbau-
ern. Sie müssen hinnehmen,
dass ihr Milchpreis bis zu 12
Rappen tiefer ist als der von der
Branche kommunizierte Richt-
preis. Die Folge: Jeden Tag wer-
den in der Schweiz zwei Milch-
viehställe geräumt, weil die Bau-
ern die Nase voll und das Konto
leer haben. Für BIG-M steht fest:
«Wir Milchbauern brauchen
echte, verbindliche Milchliefer-
verträge, welche wie in jedem
anderen Verkaufsvertrag min-
destens die Menge und den Preis
regeln.» sal

Grosse Sympathien hege er als
Biobauer für die Volksinitiative
«Für sauberes Trinkwasser und
gesunde Nahrung», derzufolge es
Geld nur «noch noch für Betriebe
geben soll, die auf chemisch-syn-
thetische Pflanzenschutzmittel
verzichten». Eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide entspre-
che dem Leitbild von Bio Suisse,
schrieb deren Präsident Urs
Brändli in einem Standpunkt in
der «Bauernzeitung». Wenn die
Initiative den Fokus nicht nur auf
die Produktion (das heisst, die
Landwirtschaft), sondern auch
auf den Konsum legen würde
(das heisst, die Nachfrage nach
Bio-Produkten mit staatlichen
Anreizen ankurbeln würde),
könnten die Initiativen mit seiner
vollen Unterstützung rechnen,
betonte Brändli.

Initiative zielt auch auf Bio
Für Brändli scheint klar: Die

Trinkwasser-Initiative zielt auf
die konventionell wirtschaften-
den Bauern, denn sie spricht nur
chemisch-synthetische Pestizide
an, die im Bio-Landbau verboten
sind. Doch für Mitinitiantin
Franziska Herren gilt: Giftig ist
giftig. Für sie spielt es keine Rolle,
ob ein Wirkstoff in einem synthe-
tischen Verfahren erzeugt wor-
den ist, oder ob ein Wirkstoff in
der Natur vorkommt wie Pyreth-
rin, das aus Chrysanthemen ge-
wonnen wird. So heisst es denn
im Initiativtext, dass für den Be-
zug von Direktzahlungen eine
«pestizidfreie Produktion» ver-
langt wird, von einer Einschrän-
kung auf chemisch-synthetische
Pestizide ist nicht die Rede. Her-
ren orientiert sich am Pestizid-
Begriff von Vision Landwirt-

PFLANZENSCHUTZ: Nun hat Franziska Herren auch die Bio-Bauern herausgefordert

Die Trinkwasser-Initiative
zielt nicht nur auf synthe-
tische Pestizide, sondern
auch auf giftige Stoffe, die
im Bio-Landbau eingesetzt
werden. Gäbe es bei deren
Einsatz keine Gelder mehr,
wäre dies für den Schweizer
Bio-Landbau gravierend.

DANIEL SALZMANN

schaft, die unter der Leitung des
Agrarökologen und Bio-Bauern
Andreas Bosshard im Mai 2016
schrieb: «Pestizide können syn-
thetischen oder natürlichen Ur-
sprungs (z.B. Pyrethrum, Kupfer)
sein.» Am Montag schickte Fran-
ziska Herren dem «Schweizer
Bauer» eine vorläufige Liste von
Bio-Hilfsstoffen, die aus ihrer
Sicht Pestizide sind (vgl. Tabelle).

«Stellt Bio vor Probleme»
Was sagt Bio Suisse? «Wenn

die Initiative zu einem Verbot
von bestimmten Bio-Hilfsstoffen
führen würde, stellt dies Bio-Be-
triebe vor Probleme, insbesonde-
re im Obst-, Wein-, Gemüse- und
Ackerbau», bestätigt Urs Brändli,
Präsident von Bio Suisse, auf An-
frage. Dies sei aber wohl kaum im
Sinn der Initianten, welche auf
ihrer Homepage verlangten, dass
«Bio wieder Standard werden»
müsse. «Der in der Initiative ver-
wendete Begriff Pestizid ist im
Schweizer Recht noch nicht defi-
niert, weshalb die Auswirkungen
der Initiative noch nicht abge-
schätzt werden können», relati-
viert Urs Brändli. Die Debatte
darüber habe eben erst begon-
nen. Die Entscheidung darüber
fälle letztlich das Parlament.
«Der Gesetzgeber macht bereits
heute einen Unterschied bei den
Pflanzenschutzmitteln. Er führt
eine eigene Bio-Hilfsstoffliste mit
äusserst strengen Vorschriften»,
sagt Brändli. Sie führten unter
anderem dazu, dass in Fliessge-
wässern keine Bio-Mittel nach-
gewiesen wurden. Bio Suisse
strebt an, dass im Fall einer An-
nahme der Initiative die Mittel
der Bio-Hilfsstoffliste nicht unter
den Begriff Pestizide fielen.

Futter nur noch vom Hof
Ein anderes Problem für die

Knospe-Bauern, falls der Initiati-
ve in Kraft träte: Sie schreibt vor,
dass Tiere nur noch betriebseige-
nes Futter fressen dürfen. Das ist
heute bei den meisten Bio-Betrie-
ben mit Schweinen (2016: 463
Betriebe) und mit Geflügel
(2016: 1971 Betriebe) nicht der
Fall. Sie würden also sämtliche
Direktzahlungen verlieren.

Bundesrat erneut gebremst

Schoggigesetzersatz
passiert die WAK-N

Barilla: Woher ist
der Hartweizen?

«Keine Tricks bei Milchkauf»

Der Bio-Landbau hätte ein Problem

Johann Schneider-Ammann.
(Bild: Beatrice Devenes)

Die Initianten wollen, dass Bio-Betrieben, die im Rebbau kupferhaltige Produkte einsetzen,
alle Direktzahlungen gestrichen werden. Das würde fast alle Biowinzer treffen. (Bild: LZSG)


